
 

 
 
 
 
 
Verfahrensordnung zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubilden-
den (Schlichtungsausschuss) vom 23. Juni 1971 geändert durch die Neufassung des Arbeits-
gerichtsgesetzes vom 2. Juli 1979 (BGBI. Teil I, S. 853 ff) 
 
 

§ 1 - Errichtung und Zuständigkeit 
Die Industrie- und Handelskammer Fulda errichtet 

gemäß § 111 Abs. 2 ArbGG in der Fassung des § 

102 BBiG einen Ausschuss zur Beilegung von Strei-

t igkeiten zw ischen Ausbildenden und Auszubildenden 

aus einem bestehenden Berufsausbildungsverhältnis 

innerhalb des Kammerbezirkes. 

 

§ 2 - Zusammensetzung 
(1) Der Ausschuss setzt sich aus je einem Vertreter 

der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zusammen. 

(2) Für ihre Berufung legt der Berufsbildungsaus-

schuss Vorschläge vor. Die Mitglieder des Ausschus-

ses und ihre Stellvertreter w erden von der Kammer 

für vier Jahre berufen. 

(3) Die Mitglieder w erden zu den Sitzungen nach einer 

Liste und in der darin aufgeführten Reihenfolge her-

angezogen. Ist ein Ausschussmitglied verhindert, w ird 

ein Stellvertreter zu den Sitzungen herangezogen. 

(4) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter üben ihre 

Tätigkeit ehrenamtlich aus. Für bare Auslagen und für 

Zeitversäumnis w ird die für den Berufsbildungs-

ausschuss geltende Entschädigung gew ährt. 

 

§ 3 - Vorsitz 
Den Vorsitz übernimmt ein Mitglied des Ausschusses 

nach vorausgegangener Verständigung oder nach 

Losentscheid. Der Vorsitzende leitet die Sitzung. 

 

§ 4 - Beschlüsse 
Beschlüsse bedürfen der Zustimmung beider Aus-

schussmitglieder. 

 

§ 5 - Antrag 
(1) Der Ausschuss w ird nur auf Antrag des Auszubil-

denden oder des Ausbildenden tät ig. Ist ein Beteiligter 

minderjährig, so kann der Antrag nur von den gesetz-

lichen Vertretern gestellt  w erden. 

(2) Der Antrag ist zusammen mit dem Ausbildungs-

vertrag oder einer Kopie bei der Geschäftsstelle der 

Kammer schrif t lich einzureichen oder mündlich zu 

Protokoll zu geben. 

(3) Der Antrag soll enthalten: 

 a) die Bezeichnung der Beteiligten 

 (Antragsteller und Antragsgegner), 

 b) ein bestimmtes Antragsbegehren, 

c) eine Begründung des Antragsbegehrens. 

 

 

 

 

 

 

§ 6 - Ladung 
(1) Die Geschäftsstelle setzt den Verhandlungstermin 

unverzüglich fest und beruft den Ausschuss ein. Sie 

lädt die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung durch 

Postzustellungsurkunde und ordnet in der Regel ihr 

persönliches Erscheinen an. 

(2) Dem Antragsgegner ist die Ladung mit einer Aus-

fert igung des Antrags zuzustellen. Ihm ist an-

heimzustellen, zu dem Antrag bereits vor dem 

Schlichtungstermin schrif t lich Stellung zu nehmen. 

(3) Bei minderjährigen Beteiligten sind auch deren 

gesetzliche Vertreter zu laden. 

(4) Die Beteiligten sind in der Ladung auf die Folgen 

ihres Nichterscheinens (§ 15), auf die Zulässigkeit 

einer Vertretung (§ 7) und die Kostenfolgen (§ 16) 

hinzuw eisen. 

(5) Die Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche. 

 

§ 7 - Bevollmächtigte 
Die Beteiligten können die Verhandlung vor dem Aus-

schuss selbst führen oder sich vertreten lassen. Eine 

Vertretung durch Vertreter von Gew erkschaften oder 

von Vereinigungen von Arbeitgebern oder von Zu-

sammenschlüssen solcher Verbände ist zulässig, 

w enn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht 

zur Vertretung befugt sind und der Zusammen-

schluss, der Verband oder deren Mitglieder Partei 

sind. Das gleiche gilt  für die Vertretung durch Vertre-

ter von selbständigen Vereinigungen von Arbeitneh-

mern mit sozial- oder berufspolit ischer Zw ecksetzung. 

 

§ 8 - Öffentlichkeit 
Die Verhandlung vor dem Ausschuss ist nicht öffent-

lich. 

 

§ 9 - Verfahren vor dem Ausschuss 
(1) Den Beteiligten ist ausreichend Gehör zu gew äh-

ren. Während des Verfahrens soll eine gütliche Eini-

gung angestrebt w erden. Das Verfahren ist so schnell 

w ie möglich durchzuführen. 

(2) Der Vorsitzende soll die der Aufklärung der Strei-

t igkeit dienenden Bew eismittel in die Verhandlung 

einbeziehen. 

(3) Eine Beeidigung der Beteiligten, Zeugen oder 

Sachverständigen ist unzulässig. Zur Entgegennahme 

von eidesstatt lichen Versicherungen ist der Aus-

schuss nicht berechtigt. 

(4) Zur Bew eiserhebung kann die Verhandlung au-

ßerhalb des Sitzungsortes stattf inden. 

 

 

 



§ 10 - Vertagung 

Falls für die Aufklärung des Streitfalles ein w eiterer 

Verhandlungstermin erforderlich ist, kann der Aus-

schuss die Vertagung der Verhandlung beschließen. 

Mit dem Beschluss über die Vertagung ist zugleich 

der neue Verhandlungstermin festzusetzen; der Aus-

schuss soll nach Möglichkeit in gleicher Besetzung 

zusammentreten. 

 

§ 11 - Abschluss der Verhandlung 
Die Verhandlung kann abgeschlossen w erden durch:  

 a) gütliche Einigung (Vergleich), (§ 12) 

 b) einstimmigen Spruch des Ausschusses (§ 13), 

 c) die Feststellung des Ausschusses, dass w eder  

 eine Einigung noch ein Spruch möglich w ar (§ 14),  

 d) Säumnisspruch (§ 15), 

 e) Rücknahme des Antrags, die vom Ausschuss 

 festzustellen ist. 

 

§ 12 - Vergleich 
Ein vor dem Ausschuss geschlossener Vergleich ist 

unter Angabe des Tages seines Zustandekommens 

von den Mitgliedern des Ausschusses und allen Be-

teiligten zu unterzeichnen. 

 

§ 13 - Spruch 
(1) Sofern das Verfahren keine anderw eit ige Erledi-

gung f indet, hat der Ausschuss einen Spruch zu fäl-

len. 

(2) Über den Spruch w ird in Abw esenheit der Betei-

ligten beraten. Der Spruch ist unter Angabe des Ta-

ges seines Zustandekommens von den Mitgliedern 

des Ausschusses zu unterzeichnen. 

(3) Der Spruch w ird im Anschluss daran verkündet. 

Dabei soll der w esentliche Inhalt der Entscheidungs-

gründe mitgeteilt  w erden. 

(4) Den Beteiligten ist unverzüglich, spätestens aber 

innerhalb einer Woche nach Verkündung des Spru-

ches, eine vom Vorsitzenden unterzeichnete Ausfert i-

gung des Spruches mit Rechtsmittelbelehrung (§ 18) 

durch Postzustellungsurkunde zuzustellen. Der Spruch 

ist schrif t lich zu begründen, sow eit die Beteiligten 

nicht darauf verzichtet haben. 

 

§ 14 - Nichtzustandekommen eines Spruches 
(1) Kommt im Ausschuss keine Entscheidung zu-

stande oder erklärt er sich für nicht zuständig, sind 

die Beteiligten durch mündliche Verkündung zu un-

terrichten. 

(2) Den Beteiligten ist darüber eine Niederschrif t  zu-

sammen mit einer Rechtsmittelbelehrung (§ 18) durch 

Postzustellungsurkunde zuzustellen. 

 

§ 15 - Nichterscheinen eines Beteiligten 

(1) Erscheint der Antragsteller ohne ausreichende 

Entschuldigung nicht zum Schlichtungstermin und 

lässt er sich auch nicht vertreten (Säumnis), so ist auf 

Antrag ein Versäumnisspruch dahingehend zu er-

lassen, dass der Antragsteller mit seinem Begehren 

abgew iesen w ird. 

(2) Bei Säumnis des Antragsgegners ist dem Antrags-

begehren stattzugeben, sofern die Begründung den 

Antrag rechtfert igt. 

§ 16 - Kosten 
(1) Das Verfahren ist gebührenfrei. 

(2) Jeder Beteiligte trägt die ihm durch das Verfahren 

entstandenen Kosten selbst. Zeugen und Sachver-

ständige sind von demjenigen Beteiligten zu ent -

schädigen, der sie zum Bew eis seiner Behauptungen 

angeboten hat. 

(3) Wenn die Regelung des Abs. 2 zu unbilligen Här-

ten führen w ürde, kann der Ausschuss durch Spruch 

eine abw eichende Kostenentscheidung fällen. 

 

§ 17 - Niederschrift 
(1) Die Beteiligten erhalten eine Niederschrif t  über das 

Ergebnis der Verhandlung. 

(2) Die Niederschrif t  kann von einem Mitglied des 

Ausschusses oder von einem Protokollführer aufge-

nommen w erden. 

(3) Die Niederschrif t  muss enthalten: 

 a) den Ort und Tag des Verhandlungstermines, 

 b) die Namen des Vorsitzenden, des Ausschuss- 

 mitgliedes und des Protokollführers, 

 c) die genaue Bezeichnung des Verfahrens nach den  

 Beteiligten und den Streitgegenstand, 

 d) die Angabe der Verhandlungsteilnehmer, 

 e) die w esentlichen Angaben über den Verlauf und 

 das Ergebnis des Termines. 

(4) Die Niederschrif t  ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

 

§ 18 - Fristen für Anerkennung und Klage  

(§ 111 Abs. 2 ArbGG) 
(1) Ein vom Ausschuss gefällter Spruch (§§ 13, 15) 

w ird nur w irksam, w enn er innerhalb einer Woche 

nach Verkündung anerkannt w ird. Die Anerkennung 

des Spruches kann im Verhandlungstermin schrif t lich 

oder zu Protokoll der Geschäftsstelle der Kammer 

erklärt w erden. 

(2) Die Geschäftsstelle der Kammer hat die Beteiligten 

unverzüglich davon zu unterrichten, ob der Spruch 

anerkannt w urde. Bei Nichtanerkennung sind die Be-

teiligten darauf hinzuw eisen, dass eine Klage beim 

zuständigen Arbeitsgericht nur binnen zw ei Wochen 

nach ergangenem Spruch zulässig ist. 

(3) Ein von den Beteiligten anerkannter Spruch besitzt 

die Rechtskraft eines Urteils. 

 

§ 19 - Vollstreckbarkeit 
Aus den Vergleichen, die vor dem Ausschuss ge-

schlossen w orden sind (§ 12) und aus Sprüchen des 

Ausschusses, die von den Beteiligten anerkannt sind, 

f indet die Zw angsvollstreckung statt, w enn der 

Spruch von dem Vorsitzenden des Arbeitsgerichts, 

das für die Geltendmachung des Anspruchs zuständig 

w äre, für vollstreckbar erklärt w orden ist. 

Hierauf hat der Vorsitzende bei Schluss der Verhand-

lung hinzuw eisen. 

 

Fulda, 17. September 1985 


